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Beklagten und Revisionsbeklagten7

hat der Zehnte Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 24° April 1959

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Lande3sozialgerichts Schleswig vom 21° Januar
1958 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nieht zu erstat—

ten°

Von Rechts wegen°
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Der Kläger etand‘vom 1° Juli 1941 bis 29° Oktober 19@2

im Wehrdienst° Im Frühjahr 1942 zog er sich ein Hornhautge—

sohwür links zu, das er auf eine akute Erkältung im März

1942 zurücktührtem Das Wehrmzchtsfüreorge— und Versorgungs—

emt Kiel gewährte dem Kläger mit Beecheid vom 10° Februar

1945 wegen " praktischer Blindheit links nach Hornhautge—

sehwür links; auf dem rechten Auge weniger als Helbseh$chär—

fe nach Verletzung“ Versehrtengeld nach Stufe II ab 1° Okto—

ber 1942° Mit Bescheid vom 12° Juli 1948 gewährte die Lan—

desVersicherungsanstalt (LVAO) Schleswig—Holstein dem Klä—

ger"wegen praktischer Erblindung links nach Hornhautge—

schwür" Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

(MdEo) um 50 V.‚H° nach der Sozialversicherungsdirektive

(SYD)Nr„ 27„ Später ordnete die LVA° Schleswig—Holstein
eine Nachuntereuchung des Klägers eng In dem Gutachten vom

23" September 1950 bewertete der Gutachter die MdE„ wie bis—
her mit 50 VOH° und bemerkte, daß die Sehschärfe links bec—

ser sein dürfte als der Untereuohte angebe, da die Trübung
der Hornhaut im linken Auge wesentlich weniger dicht sei als

rechts; die Einschätzung mit 50 V„H„ erscheine als sehr

wohlwollend° Der Vertreuenserzt der LVA° stimmte am 6° Okto—

ber 1950 dem Gutachten zug

Mit Umanerkennungebeecheid vom 140 Nevember 1952 gewähr—

te dae Vereorgungsamt (VereorgA„) Heide (Holstein) dem Klä—
ger weiterhin Rente nach dem Bundesversorgungegeeetz (BVG)o

Die Leidensbezeichnung und der Grad der MdE„ (SO V.H‚) blie—

ben unverändert° Bei der augenfachärztlichen Naohuntereu—

chung am 7„ Oktober 1953 fand der Gutachter den Zustand un—
verändert9 hielt aber eine ■dE„ von 40 V„H° für angemessen„

Eine weitere Nechuntersuchung unter klinischer Beobachtung

erfolgte v0m 5° bis 7„ Januar 1954 in der Universitäts—Au—
genklinik Kiel durch Prof° Meeemann und Dozent Dr° Pipero

Wie diese Gutachter ausführen, könne nach dem objektiven

Befund beiderseits eine Sehfähigkeit von
5/10 erwartet wer—
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den; die beiderseitige Hornhautvernerbung, Übersichtigkeit

links, Kurz— und Stebsichtigkcit rechts seien nicht eine

Folge des Sehrdicnstesa Das VerscrgAt Heide entzog darauf—

hin mit Bescheid vom 6° März 1954 mit Ablauf des April 1954

die Beschädigtenrente, weil die auf Grund der Nachuntersu—

chung ermittelte Schädigungsfolge "starke Herabsetzung des

Sehvermögens links nach Hornhautgeschwür" keine Rentengewäh—

rung rechtfertigec Der Widerspruch des Klägers wurde durch

Bescheid vom 15. Mai 1954 mit der Begründung zurückgewie—

sen, daß der angefochtene Bescheid auf 5 86 Abs„ 3 BVG ge—‘
stützt werde und die MdEo unter 25 VOH„ betrageo Das vom

Kläger engerufene Sozialgericht (SG,) Schleswig wies mit

Urteil vom 17° Februar 1955 die Klage abo Die Berufung des

Klägers wurde vom Landessozialgericht (LSG„) Schleswig in

Scüleswig mit Urteil vom 21° Januar 1958 zurückgewiesen„

Bach der Urteilsbegründung ist die Verwaltungsbehörde be—

fugt gewesen9 @ 86 Abs° 3 BVG anzuwenden und die Rente, un—

abhängig von einer wesentlichen Anderung der Verhältnisse

neu festzustellen; denn der Beklagte habe mit dem Umaner—

kennungubescheid vom 14° Januar 1952 die frühere Bezeich—

nung des Versorgungeleidens und den vordem anerkannten Grad

der MdE„ unverändert übernommen, ohne daß seit dem Ergehen

des BVG eine ärztliche Nachuntersuchung erfolgt seio Bei

der Begutachtung vom 23„ September 1950 hätten die Ärzte

noch nicht die Gesichtspunkte des BVG berücksichtigen kön—

nen„ Auch der Vertrauensarzt habe noch vor Verkündung des

BVG, nämlich am 6° Oktober 1950, keine wesentliche Änderung

der Verhältnisse festgestellte Nach dem objektiven Befund
der Augenärztin Dr, Bruhn sei beim linken Auge eine Besse—

rung auf eine Sehfähigkeit von
5/10

eingetreten, weil die

Hornhauttrübung links wesentlich geringer und heller gewor—

den sei als rechts„ Durch einen Astigmetismus und durch Al—

terssichtigkeit sei unabhängig vom Vehrdienst die Sehfähig—

keit auf
1/10

herabgesetzte Eine praktische Blindheit sei

links daher nicht gegeben° Die Einschränkung der Sehkraft

des linken Auges beim Kläger sei durch das Hornhautgeschwür

im Frühjahr 1942 als Versorgungsleiden bindend anerkannt
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_4_.

werden° Diese Bindung bestehe heute noch, ergreife aber

nicht das Ausmaß der Leiden° Die Änderung im Befund des lin—

ken Auges sei auch wesentlich‚ jedoch lasse sich nicht mit

Sicherheit feststellen, an welchem genauen Zeitpunkt die Bes-

serung eingetreten sei9 weil sich der Vorgang naturgemäß

über einen größeren Zeitraum erstreckt habe und der Übergang

allmählich sei° Die auf
1/10 geminderte Sehleistung links

bei einer Sehleistung von
5/12 rechts ergäbe eine MdB° um

20 v„h„ Dies entspreehe dem Bescheiü vom 6° März 19540

Das LSG„ hat die Revision zugelassen°

Der Kläger hät
gegen das ihm am 22° April 1958 zugestell—

te Urteil mit dem beim Bundeseozielgerioht am 21° Mai 1958

eingegangenen Schriftsatz vom 190 Mai 1958 Revision einge—

legt und die Revieion mit Sehriitsetz vom 60 Juni 19589

eingegangen beim Bundessozielgericht am 9° Juni 19587 be—

gründet° Er beantragt,

1° das Urteil des LSG° Schleswig vom 21„ Januar 1958,

des seo Schleswig vom 17„ Februar 1955, den Wider—
spruchebeeohsid des Lendeeversorguhgsemts Neumünster

vom 15° Mai 1954 und den B esheid des VersorgA°

Heide vom 6° härz 1954 aufzuheben und den Beklagten

zu verurteilen, über den 300 April 1954 hinaus

Rente nach einer MdE„ um 50 V„H„ zu gewähren und
‘“starke Herabsetzung des Sehvermögene links nach
Hornhäutgeschwür“ als Sohädigungsfolgevanzuerken—

nen9

2„ dem Beklagten die außergerichtlichen Kosten des

Verfahrens aufzuerlegeno

Der Kläger rügt eine Verletzung des $ 86 Abs„ 5 BVG(: Die von

Dr° Benekendorif(Gutechten v° 23.9„1950) durchgeführte Nach—
untersuchung schließe die Anwendung des @ 86 Abs„ 5 BVG und

damit die erleichterte Neufestetellung aus; als Nachunter—

s.ehungen im Sinne des 5 86 Abs° 3 BVG seien nicht nur sol—

che Untersuchungen anzusehen, die nach Inkrafttreten des

_5_.
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BVG (1,10„1950) angeordnet und durchgeführt worden seien,

sondern auch solche, die vor Inkrafttreten des BVG aber nach

.Erleß des letzten Rentenbeseheides stattgefunden hätten;

@ 86 Abs, 3 BVG sei als Übergengsvorschrift eng auszulegen°

Der Beklagte beantragt9

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Er ist der Ansicht, daß nur eine nach Inkrafttreten des BVG

ausgeführte Nsehuntersuchung die Anwendung des 5 86 Abs° 5

BVG ausschließeo Die Umsnerkennung vom 14° Januar 1952 sei

aber ohne derartige ärztliche Naehuntersuchung erfolgt°

Die Revision des Klägers ist form— und fristgerecht ein—

gelegt und rechtzeitig begründet° Sie ist auch statthaft,

weil d s LSG„ sie zugelassen hat (@ 162 Abs° 1 Nr„ 1 des
Sozielgerichtsgeeetzes —SGG—)c Die somit zulässige Revi—

sion ist jedoch nicht begründet,

Der angefochtene Neufeststellungsbesoheid vom 6, März

1954 stützt sieh zu Recht auf 5 86 Abs, 3 BVG, da der Umsn—
erkennungsbescheid von 14„ Januar 1952 ohne ärztliche Naeh—

untersuohung ergangen isto

Mit dem Inkrafttreten des BVG waren frühere Entscheidungen

über Versorgungeansprüche grundsätzlich hinfällig geworden

(BSG°3 sg 251 15527, 4 s„ 21 4ää7)° Deshalb war es bei der
Uhanerkennung, d„h° der ersten Feststellung von Versorguhgs—

ansprüchen nach dem BVG, auch grundsätzlich erforderlich, al—

le Voraussetzungen für die Gewährung von Versorgungsansprü—

chen nach diesem Gesetz zu prüfen und dazu Feststellungen

zu treffen„ Für die Gewährung einer Versorgungsrente nach

dem BVG War daher — um festzustellen, ob eine Gesundheitsstö—

rung besteht und in welchem Grade sie die Erwerbsfähigkeit

des Beschädigten mindert — grundsätzlich eine ärztliche Un—

tersuchung erforderlich° Von dieser Auffassung ist der Ge—

setzgeber ausgegangen (vglo Verhandlung des 26° Ausschus—

ses für Kriegsopfer— und Kriegsgefangenenfragen des Deut‘

schen Bundestages über das Bundesversorgungsgesetz — Deutscher

_ 6 _
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Bundestag, 1„ Wahlperiode 1949 — Protokoll der 35° Sitzung

vom 4„10„1950 S° 97 0); diese Auffassung hat ihren Nieder—
schlag in der Verweltungstorechrift Nr° 1 Abs° 3 zu 5 86

BVG gefunden, die von"einer an sich notwendigen vorherigen

ärztlichen Nachuntersuchung" spricht, und aus dieser Auf—

fassung heraus wird überhaupt erst der @ 86 Abs° } BVG

verständlich° Mit dieser Vorschrift brachte das Gesetz zum

Ausdruck9 daß eine Umanerkennung — um diese zu beschleu—

nigen — ausnahmsweise ohne die an sich notwendige vorherige

ärztliche Nechuntérsuchung möglich ist (Verwaltungevor—

schriften a„eaOo)9 daß jedoch —vum die bei dieser Bescheid—

erteilung ohne ärztliche Nachuntersuchung entstandenen Feh—

ler beseitigen zu können — die Verweltun sbehörde binnen

vier Jahren nach Inkrafttreten des BVG die Rente neu fest—

stellen kann9 ohne daß sich die Verhältnisse wesentlich

geändert haben (vgi° BSG° in SozR„ BVG @86 Bi° Ca 3 Nr„ 3)0
Die frage, ob der angefochtene Bescheid vom 6° März 1954

auf @ 86 Abs° } BVG gestützt werden kann, hängt somit davon

ab, ob der Umsnerkennungsbeseheid vom 14° Januar 1952
"ohne ärztliche Nechuntersuchung" ergengen ist°

Der Wegtlaut des Gesetzes gibt keine Aufklärung darüber9

ob unter einer Nechuntersuchung im Sinne dieser Vorschrift

nur eine Naehuntersuchung zu verstehen ist9 die nech In—

refttreten des Gesetzes stattgefunden hat, oder ob darum—‘

ter — vie es die Meinung des Klägers ist — jede Nechunter—

suchung zu verstehen ist, die zwischen dem Erlaß des Althe—

scheides und dem Umenerkennungebeecheid ergengen ist,

gleichgültig ob das BVG bereits in Kraft getreten war oder

nichtc Aus dem oben erörterten Sinn der Vorschrift des

5 86 Abs„ 3 BVG muß jedoch geschlossen werden, daß als

Nachuntersuchung im Sinne dieser Vorschrift nur eine solche

zu verstehen ist, die für die Umenerkennung durchgeführt

oder wenigstens für die Umanerkennung verwertet werden ist°

Danach ist der Zeitpunkt der Nechuntereuchung für die Be—

urteilung der Frage, ob es sich um eine Nachuntersuchung im

Sinne des © 86 Abs„ 3 BVG hen elt, an sich unerheblicho Es
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besteht sonnch die Möglichkeit, daß auch eine Nachunter—

suchung, die vor Inkrafttreten oder Verkündung des BVG

durchgeführt worden ist, als eine Nschuntersuchung im Sin—

ne des % 86 Abs° 3 BVG angesehen werden muß, wenn die Ver—

waltung diese hachuntersuchung zur Grundlage für die Umen—

erkennung gemacht hat° Ebenso ist es aber auch denkbar,

daß eine nach Inkrafttreten oder Verkündung des BVG durch—

geführte Nechuntersuchung nicht als eine Nachuntersuchung

im Sinne des 5 86 Abs° 3 BVG zu gelten hat, wenn der Anlaß

zu dieser Nechuntersuchung nicht die Umanerkennung war
und die Verwaltungsbehörde diese Nachuntersuchung — etwa

wegen ihres zeitlichen Absteudes von der Umenerkennung —
nicht zur Grundlage des Umanerkenntngsbescheides gemacht

hat° Ob eine Nachnntersuchung für die Umanerkennung durchge—

führt oder verwertet wurde, hängt daher nicht allein vom

deitpuukt der Nechuntersuchung ab, sondern ist in jedem Pal—„

le besonders zu prüfen, und das Ergebnis dieser Prüfung

ist entweder die tatsächliche Feststellung, daß die Nach—'

untersuchung für die Umanerkennung durchgeführt oder ver—

wertet wurde, oder die Feststellung, daß dies nicht zu—

trifft„ Im vorliegenden Falle hat des LSG° festgestellt,

daß die Nachunters chung des Klägers vom 23, September 1950

weder für die Unenerkennung (14„1°1952) durchgeführt noch

verwertet werden ist„ Ob daS LSG° dabei von der irrigen An—

nahme ausgegangen ist, eine ■achuntersuchung‚ die vor In—

krafttreten des BVG stattgefunden hat, sei in jedem Falle

nicht eine Nachuntersuchung im Sinne des 5 86 Abs° 3 BVG,

ist aus den Urteilsgründen nicht klar ersichtlich, kann

aber auch dahingestellt bleiben° Jedenfalls hat das LSG°

zum Ausdruck gebracht, daß die Nabhuntersuchung vom 23„

September 1950 schon aus dem Grunde nicht für die Umener«
kennung durchgeführt worden sein kann, weil zu diesem

üeitpunkt des BVG und damit die notwendig werdende Umen—

erkennung "noch_nicht berücksichtigt werden sein" konnte°

es LSG° hat darüber hinaus aber auch zum Ausdruck gebrrcht,

daß das Gutachten vom 230 September 1950 nicht für die

Umanerkennung berücksichtigt werden ist, Es folgert dies

_ 8 _
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daraus, daß der Beklagte "aus der Begutachtung vom 23°

September 1950 nicht die Folgerungen gezogen hatte9 wie

es später geschehen ist", obwohl Dr„Benckendor■?in dieser

Begutachtung darauf hingewiesen hatte, daß die Sehschärfe

auf dem linken Auge besser sein dürfte als der Kläger an—

gebe° Nach den tatsächlichen Feststellungen des LSG„‚

die insoweit nicht angegriffen sind, ist somit die Nach—

untersuchung vom 23° September 1950 für die Umanerkennung

weder durchgeführt noch verwertet worden„ Im übrigen

ist der Zeitpunkt der Nechuntersuchung allein — wie der

Kläger rechtsirrig meint, allein der Umstand‚ daß die

Nachuntersuchung zeitlich nach dem Altbescheid vom 120 Juli

1948 liege — nicht für die Entscheidung erheblich, ob

es sich um eine Naehuntersuchung im Sinne des 5 86 Abs„ 3

BVG handelt; das LSG° hat daher ohne Rechtsirrtum die

Nachuntersuchung des Klägers vom 25° September 1950

nicht für eine ärztliche Nachuntersuchung im Sinne des
> 5 86 Abso 5 BVG angesehen und zutreffend angenommen;

daß der Neufeststellungebescheid der Beklagten vom
‚.

co März 1954 auf diese Vorschrift gestützt werden kann°

Im übrigen sind dietatsächlichen Feststellun en des

LSG„ über die beim Kläger nach den Bescheid vom 60 März

1954 bestehende GesundheitsStörung und die dadurch

bedingte MdE„ nicht angegriiicn werden„ Die Lntschei—

dung des LSG„, mit welcher die Rechtmäßigkeit des ange—
fochtenen Beecheides der Beklagten vom 60 März 1954

bestätigt wurde, ist daher nicht zu beenstanden° Die

Revision des Klägers war daher als unbegründet zurück—

zuweisena
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Die hostenents—uheidung folgt aus 9 193 SGG„
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